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KURZ KOMMENTIERT
BRD

Am Ende der Aufwertungstreppe?
Zeichnet sich aucli noch l<eine generelle Tendenz­
wende in der Preisentwicklung der BRD ab, so 
werden dennoch — wie die Entwicklung des Index 
für die Lebenshaltungskosten zeigt — erste Er­
folge der Stabiiitätsmaßnahmen der Bundesregie­
rung , sichtbar. Kehrseite der intensiven Bemü­
hungen, sich vom internationalen Inflationszug 
abzukoppeln, ist der verstärkte Aufwertungsdruck, 
dem sich die DM insbesondere gegenüber dem 
Franc ausgesetzt sieht.
Neue Nahrung für Aufwertungsspekuiationen um 
die DM dürfte die Entwicklung der Handels- und 
Leistungsbiianz der BRD geben: Obwohl die DM' 
seit Ende 1972 gegenüber dem US-$:um 32?/o 
und gegenüber den am Grüppenfloating beteilig­
ten Währungen um 10% aufgewertet wurde, 
zeigte die Handelsbilanz allein für August einen 
Rekordüberschuß von 3,2 Mrd. DM, der den Über-, 
schuß von Januar bis August auf 19 Mrd. DM 
ansteigen ließ. Zur Zelt' noch stark wachsende 
Auftragseingänge zeigen, daß die Auslandsnach­
frage gegenwärtig der am stärksten expandie­
rende Bereich der Gesamtnachfrage bleibt. Ein 
Handelsbilanzüberschuß von 30 Mrd. DM, der die 
meisten Prognosen zu Makulatur degradiert, er­
scheint realistisch. Da auch die Leistungsbilanz 
mit 2,3 Mrd. DM allein für das 1. Halbjahr stark 
überschüssig ist, ebenso wie die meist als Indi­
kator fundamentaler Zahlungsbiianzungleichge- 
wichte herangezogene Grundbilanz mit 4,4 Mrd. 
DM für den gleichen Zeitraum, wird von hier eben-- 
falls ein Signal zu Kursanpassungen gegeben.
Auf der anderen Seite dürfte sich die Weltkon­
junktur allerdings 1974 schon so abschwächen, 
daß in zunehmendem Maße die dämpfende Wir­
kung der erheblichen Aufwertungen bemerkbar 
wird. Nach Auffassung von Bundesbank und Fi­
nanzministerium ist daher eine erneute Aufwer­
tung nicht zweckmäßig. Die Zeit scheint gegen­
wärtig für diesen Standpunkt zu arbeiten. kr

Strukiurpqlitik

Berlinhilfe — abschaffen?
Pleiten sind im Jahre 1973 nichts Neues. Wenn 
sie jedoch in Berlin geschehen und es sich wie 
im Falle der'Pleite von Jovy, der unter Ausnut­
zung der Berlinhilfe Hotels, Büroräume und Ver­
bandszentren bauen "ließ,' um Abschreibungsge­
sellschaften handelt, horchen vor allem diejenigen 
auf, die eine Bresche in den deutschen Subven­
tionswald schlagen möchten.
Derartige Unternehmenszusammenbrüche sind je­
doch kein Spezifikum der Berlinhilfe. Die Kon-

500

struktion dieser Gesellschaften als GmbH & Co 
KG verleitet gerade dazu, mit möglichst wenigen 
Eigenmitteln zu arbeiten. Bei geringem Eigenka­
pital und hoher Verlustzuweisung wird die Steuer­
ersparnis höher als die eingesetzten, Kommandit­
einlagen. Daher erscheint es selbstverständlich, 
daß solche Gesellschaften , Dürststrecken, nur 
schwer überwinden können. So haben schon viele 
gutverdienendö Bundesbürger, die auf Kosten 
der Steuerzahler hohe Gewinne einstreichen woll­
ten, erfahren müssen, daß mit jeder unterneh-, 
merischen Tätigkeit ein Risiko yerbuhden ist. Dies 
gilt in Berlin ebenso wie beim Schiffbau. Subven-; 
tionen und Steuervergünstigungen sind nun ein­
mal die Instrumente der Strukturpolitik, und es 
scheint das Schicksal jeder. Förderungspolitik zu 
sein, daß einige Leute cleverer und einfallsreicher 
als die Gesetzgeber sind.
Eine generelle Abschaffung -  zum Teil wohl auch 
im Hinblick auf die Berlinverträge gefordert -  
dürfte und sollte deshalb auch aus der Diskus­
sion bleiben. Denn Westberlin braucht aufgrund 
seiner schlechten Standortsituation eine Förde  ̂
rung. Doch sollten marginale Änderungen des 
erst 1970 neu konzipierten Gesetzes angestrebt 
werden. Zunächst wäre es wünschenswert, wenn, 
ähnlich wie beim Zonenrandförderungsgesetz, die 
Veriustzuweisungen an die Kommanditisten un­
möglich .gemacht werden. Weiterhin sollten Über- !
legungen angestelltwerden, ob nicht die vermö- I
genspolitisbhen Effekte auf die Bezieher mittlerer;: 
Einkommen ausgedehnt werden können. Aller­
dings ist es heute zweifelhaft, ob diese Modifika­
tionen letztlich noch Auswirkungen haben, da die 
Baulücken in Berlin fast geschlossen sind. hn

UN

Angriff auf die Multinationalen?
M it seinem Report über die multinationalen Unter­
nehmen (MU) hat der Wirtschafts- und Sozialrat 
der Vereinten Nationen (ECOSOC) dokumentiert, 
daß nun auch die UNO den internationalen Kon­
zernen verstärkt Aufmerksamkeit schenkt.
Das Bemühen der UNO, wie die OECD, das inter­
nationale Arbeitsamt (ILO) und die EWG etwas 
mehr Licht in das Dunkel der multinationalen 
Tätigkeit zu bringen, ist zu begrüßen. Denn der 
Mangel der bisherigen DisI<ussionen war, daß 
man zwar am Beispiel von ITT in Chile zeigen 
konnte, was MU alles können. Ein fundiertes Ur­
teil war aber bisher aus Mangel an Informationen 
nicht möglich. Insofern ist jede Initiative nützlich, 
mit deren/Hilfe es hier zu gesicherten Aussagen 
kommt. Dazu ist auch die Bildung der „Group 
of Eminent Persons“ zu zählen, wenn sie wohl 
auch in erster Linie wegen der erhöhten öffent-
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lichkeitswirksamkeit gebildet wurde. Die eigent­
liche Arbeit steht noch bevor.

Alle weitergehenden Erwartungen an die UN- 
Tätigkeit auf dem Gebiet der iVIU sollten aller­
dings nicht zu optimistisch sein. Zwar kann die 
UNO zu einer wertvollen Koordinierungssteile für 
die Sammlung und den Austausch von Daten über 
die Unternehmen werden.’Wahrscheinlich wird es 
sogar zu einem Kodex von allgemein anerkann­
ten Verhaltensweisen für MU, ihre Stammländer 
und die Anlageländer, so wie er im Report vor­
geschlagen wird, kommen. Die entscheidende 
Frage dabei muß aber sein, wer im Falle eines 
Verstoßes die Sanktionen erläßt. Die Gründung 
einer internationalen Organisation, wie sie den 
Verfassern des Reports vorschwebt, hat nur dann 
einen Sinn, wenn sie mit den entsprechenden 
Kompetenzen versehen ist. Und daß es in abseh­
barer Zeit zu einem „Welt-Gesellschaftsrecht“ 
kommen wird, ist angesichts der unterschiedlichen 
Interessenlagen selbst unter den Entwicklungs­
ländern nicht zu erwarten. . . ma

Entwicklungshilfe 

Zurück zur Natur
Weltbankpräsident McNamara pfeift, seine Indu­
strialisierungsstrategen zurück. Auf der gemein­
samen Jahrestagung der Weltbank und des 
Internationalen Währungsfonds in Nairobi forderte 
er als wesentliche^ Voraussetzung für größere 
Erfolge zukünftiger Entwicklungshilfe eine Neu­
orientierung der Entwicklungspolitik von seiten 
aller Beteiligten; konkret; den Obergang von der 
wenig erfolgreichen Strategie der Industrialisie­
rung zur stärkeren Förderung des landwirtschaft­
lichen Sektors.

Diese Kurskorrektur war längst überfällig. Denn 
auch in Washington konnte es auf die Dauer nicht 
unbekannt bleiben, daß die Landwirtschaft in 
nahezu allen ^Entwicklungsländern immer noch 
die überragende Rolle spielt. Sie gibt 50-75 ®/o 
der Bevölkerung überhaupt Arbeitsmöglichkeiten 
und bildet nahezu überall die Basis für Industriali­
sierung und Exportsteigerung. Eine ausgewoge­
nere Förderung des industriellen und landwirt­
schaftlichen Sektors — speziell der landwirtschaft­
lichen Kleinbetriebe -  könnte deshalb wesentlich 
zur Lösung des dringendsten entwicklungspoliti­
schen Problems der „absoluten Armut“ beitragen, 
die nach l\/lcNamaras eigenen Angaben mindes­
tens 40% der Bevölkerung trifft. Sie ist gleich­
zeitig Voraussetzurig für eine fühlbare Verbesse­
rung der Einkommensverteilung zugunsten der 
armen Schichten.

Angesichts der Tatsache aber, daß selbst die 
industrialisierten Staaten außerstande sind, ihre 
Verteilungsprobleme zu lösen,'muß stark bezwei-

' feit werden, daß die Entwicklungsländer diese 
Voraussetzung für wirksamere Entwickiungspolitik 
verwirklichen werden. Sie werden in ihrer Mehr­
zahl das politische „Risiko der Reformen“ vor 
sich herschieben, wenngleich sie sich damit auch 
weiterhin dem „Risiko der Revolution“ aussetzen. 
Das gilt auch für die Einstellung der Entwicklungs­
länder zur Industrialisierung. Denn vielfach ver­
langt ihr stark ausgeprägtes Nationalbewußtsein 
nach' höherem' internationalen Ansehen, das sie 
nicht zuletzt durch die verstärkte Industrialisie­
rung zu gewinnen hoffen. Doch das sollte die 
Weltbankfachleute nicht beirren. kü

Ost-West-Handel

Zinssubventionen?

Während von allen wichtigen westlichen Industrie­
ländern bereits seit langem staatlich verbilligte 
Exportkredite im Osthandel gewährt werden, ist 
die Diskussion darüber in der BRD erst jetzt in 
vollem Gange. Es geht um die Beseitigung der 
im Vergleich zur westlichen Konkurrenz bestehen­
den Zinsunterschiede, • die im längerfristigen 
Durchschnitt zwei bis drei, in der aktuellen Situa­
tion sogar drei bis vier Prozentpunkte betragen.

Immerhin ist es erstaunlich, daß die BRD trotz 
höherer Exportzinsen in allen Ostblockländern 
den Spitzenplatz unter den westlichen Lieferlän- 

■ derh einnimmt. Gründe dafür könnten in der Aus­
nutzung vorhandener. Kalkulationsspielräume und 
verschiedener Wettbewerbsvorteile liegen, die 
sich jedoch nach Auffassung der Bundesregierung 
zunehmend verringert haben. Die Regierung 
scheint zu hoffen, durch eine neue Zinspolitik 
die von östlicher Seite angedeutete mögliche Ein­
buße im Ost-West-Geschäft vermeiden zu können. 
Von der deutschen Exportwirtschaft wird diese 
Auffassung nicht geteilt. Ihrer Meinung nach be­
darf es keiner gezielten staatlichen Kreditverbiili- 
gung für bestimmte Ost-West-Geschäfte. Für sie 
stehen vielmehr die Probleme im Vordergrund, 
die sich durch Zinssubventionen ergeben. Man 
äußert einerseits generelle ordnungspolitische 
Bedenken und verweist zum anderen darauf, daß 
eine exportfördernde Maßnahme wie die Zins­
subventionierung nicht in das Stabilisierungskon­
zept der Bundesregierung, paßt. Daneben könnte 
die westliche Konkurrenz einen derartigen Schritt 
zum Anlaß für einen unerwünschten Kreditwett­
lauf nehmen. Nicht zuletzt bliebe es problema­
tisch, wie die Subventionierung ohne Diskriminie­
rung nach innen und außen (Entwicklungsländerl) 
auf Ostkredite begrenzt und so eine verstärkte 
Belastung des Bundesetats vermieden werden 
könnte. Es scheint also, daß die deutsche Indu­
strie ihre Leistungsfähigkeit höher einschätzt als 
die Regierung. hp
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